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01 Der NKR und Bessere Rechtsetzung



Rolle des Nationalen Normenkontrollrates

➢ unabhängiges Gremium beim BMDS 
(vorher BK-Amt bis 2021, BMJ bis 2025); 
Basis: Bundesgesetz (NKRG von 2006)

➢ bestehend aus 10 Mitgliedern aus 
Wirtschaft, Wissenschaft und Verwaltung 
(für 5 Jahre); unterstützt und kontrolliert 
die Bundesregierung 
(Bürokratieabbau/Bessere Rechtsetzung)

➢ Prüft Regelungsentwürfe des Bundes 
bezüglich des ausgewiesenen 
Erfüllungsaufwandes für Bürger, 
Wirtschaft, Verwaltung

→ Neue unnötige Bürokratie verhindern;                                     
Folgekosten begrenzen 



Bessere Rechtsetzung / Better Regulation

• Unnötige Bürokratie/Überregulierung 
vermeiden

• Folgekostenminimierung, Wirksamkeit 
von Rechtsvorschriften

• Wissens- und Evidenzbasierung der 
Rechtsetzung (Effektivität, Effizienz etc.)

Was ist Bessere 
Rechtsetzung?

Rechtsetzungen befördern, deren 
Anzahl/Dichte/Kosten nicht über das 
Ausmaß hinausgehen, das 
erforderlich ist, um ein politisch 
definiertes Regulierungsziel zu 
erreichen



Die drei Schwerpunktebereiche der NKR-Arbeit

Bürokratieabbau & 
Staatsmodernisierung

Bessere Rechtsetzung Digitale Verwaltung



Kabinett

Beschluss
Bundestag Bundesrat Inkraftreten Evaluierung

Ressort-

abstimmung

Referenten-

entwurf

NKR erhält den 
Referentenentwurf und prüft 
Kostenfolgen, Darstellung von 
Alternativen und Erwägungen 
zu Evaluierung, berücksichtigt 
Länder- und Verbände-
anhörungen, befragt Experten.

NKR-Stellungnahme
wird dem 
Referentenentwurf 
beigefügt

Ggf. Anhörung des NKR 
in Ausschüssen

Nachmessung durch das 
Statistische Bundesamt 
(2 Jahre nach 
Inkrafttreten)

Evaluierung 
relevanter Gesetze 
und Verordnungen 
durch das 
Fachressort (3-5 
Jahre nach Inkraft-
treten, ab 1 Mio. EUR 
jährlicher Erfüllungs-
aufwand)

NKR

Kabinett

Beschluss
Bundestag Bundesrat Inkraftreten Evaluierung

Ressort-

abstimmung

Referenten-

entwurf

Der NKR im Gesetzgebungsprozess
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Umfassende Betrachtung aller Kostenfolgen seit 2011 
(Erfüllungsaufwand)

In 20. Legislaturperiode (LP) stark angestiegen, Zielsetzung für 21. LP sehr ambitioniert

Bürokratiekosten von Informationspflichten, 
z. B. Nachweis- und Meldepflichten (altes Mandat)

Was gehört zum Erfüllungswand?

Vollzugsaufwand 
Bürger + Wirtschaft

Vollzugsaufwand 
Verwaltung

Beispiel: 
Änderung des Arzneimittel-Gesetzes

▪ Kosten inhaltlicher Pflichten: 50,2 Mio. €
▪ Maßnahmen zur Reduzierung und 

Verbesserung des Antibiotikaeinsatzes 
(Hygienemaßnahmen, Umstellung des 
Impfregimes)

▪ Kosten Verwaltung der Länder: 22,0 Mio. €
▪ Bereitstellen und Pflege einer Datenbank

▪ Verarbeitung der übermittelten Daten

▪ Überwachung der Maßnahmen zur 
Minimierung des Antibiotikaeinsatzes

▪ Bürokratiekosten der Wirtschaft: 5 Mio. €
▪ Vierteljährliche Meldung über Anwendung 

antimikrobiell wirksamer Stoffe
Abbauziel 25%



Jährlicher Erfüllungsaufwand

NKR Jahresbericht 2025In 20. Legislaturperiode (LP) stark angestiegen, Zielsetzung für 21. LP sehr ambitioniert



Wirksamkeit der Kostenkontrolle ex ante

Schriftformerfordernisse im 
Berufsbildungsgesetz

Wirtschaft: 1 Mio. Euro vermieden
(2024, BMBF)

„STILLE“ ERFOLGE

Verzicht auf Prüfung von Kapitalerträgen im 
Rahmen der Grundrente

Träger der Rentenversicherung: 18 Mio. Euro 
vermieden

(2024, BMAS)

Waffenschränke 

Bürger: 1,3 Mrd. Euro vermieden
(2016, BMI)

Steuer-ID Abgleich 

Wirtschaft: 146 Mio. Euro vermieden
Bürger:         96 Mio. Euro vermieden

(2016, BMF)



Länder mit unabhängigen Räten für Bessere Rechtsetzung 

Länder mit unabhängigen Beratungs-/ 
Kontrollgremien 
• Tschechische Republik
• Deutschland
• Dänemark
• Finnland 
• Niederlande
• Rumänien
• Vereinigtes Königreich
• Schweden 

Weitere ähnliche Gremien
• Frankreich
• Italien
• Moldau



02 Verwaltungsdigitalisierung



Zufriedenheit mit Verwaltungsleistungen

Statistisches Bundesamt (2023) nach Lebenslagen (Skala von -2 bis +2)
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Digitalcheck und Digitaltauglichkeit



Digitaltaugliches Recht braucht Vollzugswissen

Vollzug 
(Verwaltung und Co.)

Gestaltungsspielraum

Vollzugswissen

Koalitionsvertrag
(Parteien)

Gesetzesvorbereitung
(Regierung)

Gesetzgebung 
(Parlament)

Vollzugswissen



Etablierung des Digitalchecks in der Gesetzgebung
NKR Jahresbericht 2025



Verwaltungskunde

Verwaltungs-
Portal

konkrete Leistung 
(Service)

Stand der Verwaltungsdigitalisierung in Deutschland

• Fokusleistungen – Flächendeckung fehlt weiter

• 15 Fokusleistungen sollten gemäß Beschluss des IT-Planungsrats 2023 
und 2024 flächendeckend ausgerollt werden (OZG Frist 1.0 Ende 2022)

• Ende 2025 war keine Fokusleistung flächendeckend verfügbar; 
am erfolgreichsten: Elektronische Wohnsitzanmeldung (Ummeldung) 
für ca. 57 Mio. von ca. 85 Mio. Menschen verfügbar (Dezember 2025)

• 2026: BMDS kooperiert mit zwei Bundesländern, um bis Ende 2026 fünf 
Leistungen flächendeckend anzubieten

• Fachportale bündeln Zugang – Ende-zu-Ende Digitalisierung stockt

• z.B. Wirtschaftsserviceportal (NRW), Sozialleistungsportal (geplant) 
bündeln den Zugang; ABER: oft jedoch nur thematische Linksammlung

• Für Ende-zu-Ende Digitalisierung fehlt Verknüpfung zur 
Registermodernisierung

• Leistungsbeschreibungen werden nicht nachgenutzt

• Mit dem Föderalen Informationsmanagement (FIM) sollen 
Leistungsbeschreibungen, Prozesse und Datenfeldbeschreibungen 
(Artefakte) nachnutzbar sein – Praxis zeigt anderes Bild

*Bürgerin/Bürger 
oder Unternehmen



Stand der Verwaltungsdigitalisierung in Deutschland

• eID, BundID – Flächendeckung fehlt weiter

• Strukturelle Hürden für flächendeckenden Einsatz der eID

• PIN häufig nicht bekannt: Rücksetzen nur auf dem Amt möglich

• Zusammenspiel zusätzliche Ausweis-App und Portale nicht nutzerfreundlich

• BundID soll zentrales Nutzerkonto mit Postfach für natürliche Person 
werden; ABER: weiterhin regionale (z.B. BayernID) und fachliche (z.B. 
Bundesagentur für Arbeit) Sonderlösungen 

• Fehlende rechtliche Anpassungen für digitale Zustellung von Bescheiden

• Sektoren Justiz und Gesundheit mit jeweils eigener Sonderlösung

• Unternehmenskonto – andauernde Parallelentwicklungen

• Vereinheitlichung von zwei Postfachlösungen 2024 beschlossen, 
Umsetzung bis 2027 geplant; kein Wille zum Abschalten einer Lösung

• EUDI-Wallet ab 2027 angekündigt

• Digitale Brieftasche zum Start 2027 als Identifikationsmittel; später mit 
Bezahlfunktion

• eID für Zugang zur EUDI-Wallet benötigt



Stand der Verwaltungsdigitalisierung in Deutschland

• Nationales Once Only Technical System (NOOTS): Anbindung begonnen

• Nachweislieferung von Registern über NOOTS in Anträge und 
Fachverfahren möglich

• Erste Datenabrufe über NOOTS erfolgreich, Echtbetrieb Ende 2026 
geplant

• Flächen-Rollout mit Anbindung Register läuft an (Frist: Ende 2028), 
Finanzierung unklar

• Unternehmensbasisdatenregister

• Verzögerungen bei der Bereitstellung Wirtschafts-IdNr. durch 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt), Echtbetrieb Q2/2028 geplant

• Sektorale Besonderheiten (z.B. Justiz) erschweren Once-Only-Prinzip

• Fehlende Konsolidierung der Registerlandschaft

• Historisch gewachsene Register bisher nicht konsolidiert (z.B. 
Melderegister, Personenstandsregister, Passregister)

• Unzureichende Bündelung staatlicher Register auf Landesebene



Verwaltungsdigitalisierung im internationalen Vergleich

Source: European Commission (2025): Digital Decade DESI visualisation 

tool

National Level



Digitalisierung auf kommunaler Ebene

Quelle: DIGILOG Survey Welle 1 & 2

(2024, n = 1912-2026, 2025, n = 1821-1937)



Kommunale Ebene: Wahrgenommene Verbesserungen der 
Servicequalität

Quelle: DIGILOG Survey Welle 1Frage: „Inwieweit hat die Digitalisierung die Verwaltung im Aspekt Servicequalität verändert?“ (n = 1998)

Keine Ver-

änderung

Leichte 

Erhöhung

Erhöhung



DACH-Kommunen: externe Digitalisierung

Allgemeine 

Informationen
Informationen zu 

Vorschriften

Formular 

herunterladen

Formular-

übermittlung 

per Post

Formularübermittlung 

über die Website
Zwei-Wege-

Kommunikation

Chatbot zur 

Beantwortung von 

Basisfragen

Online-Termin-

vereinbarung

Online-Termine

Online-Zahlung

Quelle: DIGILOG Survey Welle 1 (2024), Frage: „Welche der folgenden
Systeme und Dienste nutzen/bieten Sie auf Ihrer Website/App an?“ (n: D 229-238, A: 144-149, CH: 161-165)

1. Einfache Digitalisierung relativ weit 

fortgeschritten (Bereitstellung von 

Informationen, Herunter-

laden/Einreichen von Formularen 

usw.)

2. Anspruchsvollere Digitalisierungs-/KI-

Tools (Online-Zahlungsabwicklung, 

Chatbots) deutlich weniger entwickelt

3. Online-Terminvereinbarungssysteme 

in D weiter fortgeschritten als in A und 

CH

4. Online-Zahlungen in D und CH weiter 

verbreitet als in A



DACH-Kommunen: interne Digitalisierung

Automatisierte 

Vorprüfungen

Automatisierte 

Routineentscheidungen

VPN-Zugang

Ausreichende Hard- und 

Softwareausstattung

Informations- und 

Datenaustausch

Intranet

E-Akte

Quelle: DIGILOG Survey Welle 1 (2024), Frage: „Nutzt Ihre Kommunalverwaltung 
die folgenden internen Systeme?“ (n: D 201-232, A: 129-145, CH: 154-164)

1. Einige grundlegende Komponenten sind 

bereits implementiert, wie z. B. E-Akten-

Systeme, VPN, Datenaustausch, 

Ausrüstung

➔ diese sind für eine durchgängige      

Digitalisierung und KI-Integration 

erforderlich

1. Komplexere Komponenten der 

Automatisierung/KI-Nutzung sind jedoch 

eindeutig unterentwickelt  

2. Deutschland schneidet in Bezug auf 

Datenaustausch, Automatisierung und   

E-Akten am schlechtesten ab



Wahrgenommene Digitalisierungseffekte in europäischen Kommunen

13,79%

2,35%

10,34%

2,13%

4,08%

3,46%

3,11%

0,52%

0,73%

1,84%

1,48%

0,14%

0,97%

0,85%

28,03%

32,79%

18,89%

40,65%

60,43%

28,76%

49,06%

34,95%

28,86%

37,94%

40,76%

39,27%

24,45%

22,64%

22,94%

15,73%

28,35%

28,83%

28,58%

32,78%

31,85%

33,63%

42,34%

42,69%

44,52%

44,81%

46,63%

16,92%

18,63%

18,68%

24,15%

26,02%

25,11%

31,12%

28,84%

1,39%

1,98%

3,04%

3,15%

2,39%

4,84%

4,32%

4,38%

4,32%

3,76%

4,01%

4,69%

0,35%

4,39%

Fehlerquoten bei der Erbringung von Dienstleistungen

Anzahl des benötigten Personals

Bearbeitungszeit für Anträge und Anfragen

Akzeptanz von Verwaltungsmaßnahmen

Kostenreduktion

Arbeitsbelastung der Mitarbeitenden

Gleichb.  Zugang zu Dienstleistungen für versch. Bevölkerungsgr.

Verantwortlichkeit / Kontrolle

Transparenz von Abläufen und Entscheidungen

Nutzung von  Online-Diensten durch BüergerInnen

Servicequalität

Qualifikations- und Kompetenzanforderungen an Mitarbeiterende

Effizienz

Effektivität

(1) stark zurückgegangen

(2) zurückgegangen

(3) leicht zurückgegangen

(4) keine Veränderung

(5) leicht gestiegen

(6) gestiegen

(7) stark gestiegen

Survey Welle 2 

(n = 1270-1446)

Quelle: DIGILOG Survey (W2), Frage: 

“Inwieweit hat die Digitalisierung Ihrer Meinung nach Ihre Verwaltung in Bezug auf die folgenden Aspekte verändert“?



Beschäftigtenzufriedenheit mit der Digitalisierung (D)

Geringe Zufriedenheit    

mit der Digitalisierung: 

Bauaufsicht: 

„ausreichend“ (4,0); 
Kfz-Zulassung: 

„zufriedenstellend“ (3,3);
Steuerverwaltung: 

„unzureichend“ (4,6)

0 25 50 75 100

Zunahme Mailaufkommen

Zusätzliche Aufgaben

Belastung durch Technikprobleme

Erheblicher Personalaufwand

Stärkere Kontrolle

Unübersichtliche Fallbearbeitung

Fragmentierte Abläufe

Gesunkene Ermessensspielräume

Mitarbeitende in %

E
ff

e
k

t

Digitalisierungseffekte in deutschen Behörden

Finanzamt Bauaufsicht Kfz-Zulassung

94% der Beschäftigten 

in Finanzämtern 

beklagen häufige 

IT-Ausfälle

Quelle: Gräfe et al. (2024)



(Interviewzitat; DIGILOG Projekt)

„Da sind ganz viele Leute 

überfordert damit. Wir haben so 

viele Applikationen, die Ähnliches 

machen, und niemand weiß so 

recht, für was man jetzt wieder ein 

neues Produkt eingekauft hat.“ 



04 Staats- und Verwaltungsmodernisierung



Quelle

Titel
Titel

Akteure und Strukturen der 
OZG-Umsetzung

Akteure und Strukturen der 
Registermodernisierung

Akteure und Strukturen der 
Sozialstaatsverwaltung

29
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Personalengpässe, Digitalisierungsstau, Fragmentierung
Mit Bündelung zu größerer Leistungsfähigkeit

Ausgangslage Herausforderungen

− Es bedarf eines 
zukunftsgerichteten 
Betriebsmodells, das den 
Vollzug serviceorientierter, 
effizienter und resilienter 
gestaltet.

− Dafür ist ein Reformansatz 
erforderlich, der die Ursachen
der eingeschränkten
Leistungsfähigkeit im Status 
quo wirkungsvoll adressiert. 

− Im besonderen Kontext der 
deutschen Verwaltung heißt 
das zentrale Reformprinzip 
deshalb Bündelung statt 
Fragmentierung.

− Die Verwaltung zeigt 
deutliche Defizite in Effizienz, 
Serviceorientierung und 
Resilienz.

− Fragmentierte 
Zuständigkeiten führen zu 
einem erhöhten 
Koordinationsaufwand, 
ineffizienten Abläufen und 
mangelnder Kooperation 
zwischen 
Verwaltungsebenen.

− Bisherige Reformansätze 
setzen wichtige Impulse, 
adressieren jedoch nicht die 
strukturellen Schwächen der 
öffentlichen 
Leistungserbringung.

− Die Legitimität des Staates 
hängt nicht nur von 
demokratischen Prozessen 
(Input-Legitimation), sondern 
auch von der Wirksamkeit 
der erbrachten Leistungen 
(Output-Legitimation).

− Die Leistungsfähigkeit der 
öffentlichen Verwaltung
nimmt jedoch spürbar ab, 
denn eine zunehmende 
Aufgabenlast trifft auf 
zunehmende Personal- und 
Haushaltsengpässe.

− Sie ist in einer 
fragmentierten, nicht 
skalierungsfähigen 
Organisation des 
Aufgabenvollzugs gefangen. 

Herausforderungen Reformansatz

PD / NKR
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NKR, 2025: https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/veroeffentlichungen/gutachten/_documents/2025-02-03-nkr-gutachten-gaap.html
Roth-Isigkeit, 2025: https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/veroeffentlichungen/gutachten/_documents/2025-04-15-nkr-folgegutachten-buendelung-foederalstaat-

gaap.html

https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/veroeffentlichungen/gutachten/_documents/2025-02-03-nkr-gutachten-gaap.html
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/veroeffentlichungen/gutachten/_documents/2025-04-15-nkr-folgegutachten-buendelung-foederalstaat-gaap.html
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/DE/veroeffentlichungen/gutachten/_documents/2025-04-15-nkr-folgegutachten-buendelung-foederalstaat-gaap.html
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Drei grundsätzliche Bündelungstypen 
erzielen Spezialisierungs-, Skalen- und/oder 
Verbundvorteile

PD / NKR



33

Beispiel: Vereinfachung und Automatisierung von 
Sozialleistungen
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Familienpersonas
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Komplexitätstreiber der Sozialleistungsverwaltung



Organisatorische Handlungsempfehlungen

Ressorts nehmen zur 
Frage Stellung, welche 
Schlussfolgerungen 
beziehungsweise 
weiteren 
Vorgehensweisen sie aus 
den Evaluierungs-
ergebnissen ziehen.

Aufgaben für Vollzug und Beratung 
neu ordnen

• Leistungs- und Aufgabenzuschnitt 
nach Automatisierungspotenzial.

• Örtliche Anlaufstellen für 
ganzheitliche Beratung und 
komplexe Einzelfallbearbeitung.

• Automatisierbarem Regelfall-
Vollzug überörtlich bündeln.

Zentrale Steuerung etablieren

Federführung für alle Leistungen 
der sozialen Sicherung in einem 
Bundesministerium bündeln.

Status quo (exemplarisch):
• BMAS: Bürgergeld

Sozialhilfe
BuT…

• BMWSB: Wohngeld

• BMF: Kinderfreibetrag…

• BMFSFJ: Kinderzuschlag

• BMBF: BAföG

Vollzug ebenenübergreifend
standardisieren und bündeln

• Überörtliche Bündelung von 
Backoĸce-TäƟgkeiten.

• Verstärkter Einsatz von Shared-
Service-Zentren.

• Voraussetzung: einheitlicher 
Rechtsrahmen und 
Prozessharmonisierung der 
örtlichen Fachverfahren.

Örtl. VollzugÜberörtlicher Vollzug

Zentrale automatisierte Fachverfahren
Dezentrale 

Fachverfahren

AnliegenEreignis

Örtliches 

Frontoffice

Föderaler digitaler One-Stop-

Shop

No-

Stop-

Shop

Leistung 

A

Leistung B Leistung C

überörtlich

gebündelt

örtlich

individueller Mehrbedarf

Regel-

bedarf



Rechtsgutachten: Bündelung ist bereits jetzt möglich!

1

Bund und Länder können 
Gesetzgebungs- und 
Verwaltungskompetenzen 
anpassen und eine 
Aufgabenreform mittels einer 
Verfassungsänderung umsetzen.

2

− Vertikale Hochzonung: 
Führerschein

− Horizontale 
Länderkooperation: 
Berufsqualifikation

− Verfahrensmodularisierung: 
Einkommensprüfung

3

− Aufgabenbezogenes 
Kooperationsgebot im Bundesstaat

− Konturierung der Mischverwaltung
− Infrastrukturverantwortung des 

Bundes
− Organisationsrechtliche 

Experimentierklauseln

Die Voraussetzungen für eine bündelungsorientierte Aufgabenreform sind gegeben. Jetzt muss sie 
nur noch umgesetzt werden!

Die Aufgabenerfüllung ist 
reformierbar

Bündelungsoptionen aus 
Hauptgutachten bereits ohne 
Verfassungsänderung möglich

Weitere Anpassungen am 
verfassungsrechtlichen Rahmen 
könnten den Bündelungsansatz 
unterstützen



Nationaler Normenkontrollrat
Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisierung

030 18 580 – 8250
nkr@bmjv.bund.de

Ab 01.05.2026: poststelle@nkr.bund.de
www.normenkontrollrat.bund.de
linkedin.com/company/91088488
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